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Protokollauszug 
Sitzung des Kinder- und Jugendausschusses vom 19.11.2024 

 

 

Zu Ö 14 Mitteilungen der Verwaltung 
 
 

 

1. Aktueller Sachstand zum Austausch zwischen dem KJA und dem Landesjugendhilfeausschuss 
Frau Scheidt berichtet über den aktuellen Sachstand zum geplanten Austausch mit dem Landesjugendhilfeaus-
schuss (LJA). Nach der gemeinsamen Sitzung mit dem Ausschuss für Schule und Weiterbildung am 14.05.2024 
habe sie zweimal schriftlich um einen Austausch zu verschiedenen Themenfeldern mit dem LJA gebeten. Sie habe 
dann zumindest telefonisch mit der Vorsitzenden, Frau Holtmann-Schnieder, nach Möglichkeiten der Umsetzung ge-
sucht. Frau Scheidt habe sogar angeboten, dass der KJA nur in reduzierter Besetzung nach Köln kommen und man 
sich eine Stunde vor einer regulären Sitzung des LJA austauschen könne. Sie habe nun eine Ablehnung per E-Mail 
gehalten, dass aufgrund knapper zeitlicher Ressourcen keine Möglichkeit für ein Gespräch gesehen werde. Die The-
men könnten auf lokaler Ebene besprochen und über die kommunalen Vertretungen in den LJA eingebracht werden. 
Diese Reaktion habe sie persönlich enttäuscht.    
  
Frau Schmitt-Promny erläutert, dass sie ebenfalls Mitglied des LJA sei und die Diskussion über einen möglichen 
Austausch miterlebt habe. Der LJA sei zu dem Schluss gekommen, dass die aufgeworfenen Fragen nicht von Seiten 
des LJA beantwortet werden könnten. Daher habe sich die Mehrheit dagegen ausgesprochen.  
 
Frau Scheidt betont, dass der KJA den Austausch zu diversen Themen gesucht habe. Dies sei auch so mit der Vor-
sitzenden besprochen worden. Sie hätte sich zumindest eine schriftliche Antwort mit einer sinnvollen Begründung 
gewünscht. Gerade in diesen herausfordernden Zeiten mit den vielfältigen Herausforderungen in verschiedenen The-
menfeldern sei ein Austausch miteinander umso wichtiger. Sie habe den Eindruck, dass alles auf kommunaler Ebene 
aufgefangen werden müsse. Das Signal und die Unterstützung des Landes sei hier zu wenig. 
  

2. Bericht Herr Kreutz von der AG § 78 KiTas und Kindertagespflege 
Herr Kreutz berichtet von der letzten Sitzung der Arbeitsgemeinschaft nach § 78 für den Bereich KiTas und Kinderta-
gespflege am 11.11.2024. In dieser Sitzung seien zwei Vertretungen des Landschaftsverbands Rheinland (LVR) zu 
Gast gewesen: Frau Lang (Abteilungsleiterin Fallmanagement) und Herr Ramcke (Leiter des Fachbereichs Quer-
schnittsaufgaben und Eingliederungshilfen). Die AG habe im Vorfeld die verschiedenen Fragestellungen und Heraus-
forderungen im Bereich Leistungen für Kinder mit (drohender) Behinderung nach dem Bundesteilhabegesetz (BTHG) 
aufgearbeitet und vorgestellt. So seien beispielsweise Hürden in der Antragstellung, die lange Bearbeitungsdauer 
der Anträge, nicht nachvollziehbare Entscheidungen und Bescheide, die komplexe Abrechnung, fehlende Perso-
nalressourcen sowie die verbesserungswürdige Erreichbarkeit der Ansprechpersonen genannt worden. Ein Kind 
könne z.B. auch erst nach Vorliegen eines Bewilligungsbescheides in eine heilpädagogische Gruppe aufgenommen 
werden. Hier bestehe aber oftmals eine mehrmonatige Wartezeit bis zur Bescheidung, das Kind würde aber jetzt 
eine Betreuung benötigen. Er habe in der Sitzung festgestellt, dass es in diesem Themenfeld viele Emotionen und 
eine hohe Frustration gebe.  
Die beiden Vertretungen des LVR hätten bestätigt, dass die Bearbeitungsdauer in der Tat zu lange dauern würde. 
Dies sei allerdings dem Umstand geschuldet, dass von den 90 Stellen im Fallmanagement derzeit 18 Vollzeitstellen 
nicht besetzt seien. In diesem Jahr seien bereits ca. 16.000 Anträge beim LVR eingegangen. Das vorhandene Per-
sonal sei überlastet.  
Die AG § 78 habe weiterhin den Eindruck, dass zu Lasten der Kinder gespart werde. Es sei nicht transparent, nach 
welchen Kriterien Hilfen gewährt werden. Es sei auch bemängelt worden, dass in den seltensten Fällen eine Begut-
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achtung des Kindes in der KiTa erfolge. Dies sei aber aus Sicht der Träger notwendig, da jedes Kind unterschiedlich 
sei und somit immer eine Einzelfallprüfung erfolgen müsse. Die Vertretungen des LVR hätten darauf hingewiesen, 
dass das BTHG-System unterfinanziert sei. In 2024 bestehe bereits ein hohes Defizit. Es werde aber nicht zu Lasten 
der Kinder gespart. Auch könne der Wunsch nach einer Prüfung vor Ort nachvollzogen werden, dies sei aber nicht 
leistbar. Es werde aber angestrebt, das Verfahren zu vereinfachen.  
Insgesamt habe Herr Kreutz den Eindruck gewonnen, dass der LVR dazu bereit wäre, weiter im Austausch zu blei-
ben und die Verfahren nach Möglichkeit zu vereinfachen. Gleichzeitig werde die Arbeit aber auch dort durch den Per-
sonalmangel erschwert.   
 

3. Schließung KOT Talbotstraße 
Herr Grundmann berichtet, dass die WABE e.V. ihre Kleine Offene Tür in der Talbotstraße zum Ende des Jahres 
schließen werde. Die Besucherzahlen seien während und nach der Corona-Pandemie stark zurückgegangen. Das 
bedeute aber auch, dass die dort verortete halbe Stelle der mobilen Jugendarbeit für den Bereich Forst/Driescher 
Hof wegfallen werde. Somit müsse die Verwaltung nun zügig ein Interessensbekundungsverfahren starten, um die 
Stelle schnellstmöglich wieder neu vergeben zu können.  
 

4. Eröffnung Babyfenster Marienhospital 
Herr Grundmann berichtet, dass das Marienhospital das Babyfenster zum Jahresende eröffnen wolle. Die Verwal-
tung strebe an, die Planung eng zu begleiten, insbesondere aufgrund der wichtigen Schnittstelle zur Jugendhilfe – In-
obhutnahme und Versorgung.  

5. Gemeinsame Erklärung gegen Rassismus aller Jugendämter 
Herr Grundmann weist auf die zu Beginn der Sitzung ausgelegten, gemeinsamen Erklärung der kommunalen Ju-
gendpflege mehrerer Kommunen und Kreise sowie des LVR zum Thema „Demokratie ist nicht verhandelbar!“ hin (s. 
Anlage zur Niederschrift im Ratsinformationssystem).  
 

6. Rückzug der KiTa Albert-Maas-Straße 
Frau Backhaus berichtet, dass die städtische KiTa in der Albert-Maas-Straße seit dem 22.10.2024 Oktober ihren Be-
trieb wieder in ihren eigenen Räumlichkeiten aufgenommen habe. Aufgrund einer notwendigen Dachsanierung und 
Renovierung sei die KiTa seit Juli in die beiden anderen Einrichtungen Am Pappelweiher und Mataréstraße ausgela-
gert gewesen. Der Rückzug in das eigene Gebäude sei gut verlaufen, insbesondere auch durch die Unterstützung 
der Elternschaft. 
 
 

 
 

 
 

Anlage 1 Wortmeldung aus der kommunalen Jugendpflege 
 
 

[Dokumentende] 
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Demokratie ist nicht verhandelbar!  
-Eine Wortmeldung aus der kommunalen Jugendpflege- 
 
Veröffentlicht in der aktuellen Ausgabe 4.2024 im Jugendhilfereport 
des LVR-Landesjugendamt Rheinland. 
 
 
Alle jungen Menschen haben ein Recht auf Förderung ihrer selbstbestimmten Entwicklung 
und auf gesellschaftliche Teilhabe. Sie werden dabei von engagierten Fachkräften in den 
vielfältigen Angeboten der Jugendarbeit unterstützt. Im Alltag der Jugendarbeit sollen 
demokratische Werte erlern- und erlebbar sein – so wird dem aktuell vielerorts zu 
beobachtendem Auseinanderdriften in unserer Gesellschaft entgegengewirkt. 
 

Extremistische politische oder religiöse Grundhaltungen, menschenverachtende Hetze, 
Fake News und sprachliche Entgleisungen in Politik, digitalen Medien und im öffentlichen 
Diskurs, schüren eine gefährliche Stimmung von Ausgrenzung und Gewalt in unserer 
Gesellschaft.  
 
Die zunehmend sichtbarer gelebte Diversität überfordert nicht nur manch jungen Menschen, 
der sich vielleicht gerade noch in der Phase von Selbstfindung befindet. Ohne Aufklärung, 
Beratung und die Gelegenheit zum Austausch kann diese Verunsicherung in stärkere 
Abgrenzungstendenzen, zum Teil in Kombination mit Gewalt, umschlagen.  
Auch in der Offenen Kinder- und Jugendarbeit sind die aktuellen Spannungen und 
gesellschaftlichen Verwerfungen sicht- und erlebbar. Die Mitarbeitenden in diesem 
Arbeitsfeld stellen sich diesen Herausforderungen und kommen in ihrer täglichen Arbeit 
ihrem gesetzlichen Auftrag und ihrem professionellen Leitbild nach.  
 
Gemäß dem Kinder- und Jugendhilfegesetz und auch der Kinderrechtekonvention hat jeder 
junge Mensch ein Recht auf Förderung seiner selbstbestimmten Entwicklung und auf 
gesellschaftliche Teilhabe. Dies zu unterstützen ist das Ziel der engagierten Fachkräfte in 
den vielfältigen Angeboten der Jugendarbeit.  
Die Jugendarbeit hat dabei auch das Mandat, sich in Politikfelder aktiv einzubringen und für 
die Interessen von Kindern und Jugendlichen einzutreten. Die kommunale Jugendarbeit 
agiert dabei überparteilich. Aber nicht unpolitisch!  
 
Viele tausend Menschen gehen auf die Straße, um für den Erhalt der Demokratie in 
unserem Land zu demonstrieren. Wir, die Fachkräfte und Ehrenamtlichen in der 
Jugendarbeit, unterstützen diese Bewegung nachdrücklich durch unsere alltägliche Arbeit 
und unser Engagement.  
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Wir leisten Lobbyarbeit für alle Kinder und Jugendlichen. Wir stehen dabei insbesondere 
denjenigen zur Seite, die in besonderer Weise der Unterstützung bedürfen.  
Wir tun das zumeist in Zusammenarbeit und Kooperation mit Jugendeinrichtungen und 
Mobiler Jugendarbeit, Streetwork, Schulen, Schulsozialarbeit, Vereinen, Verbänden und 
Beratungsstellen. 
 
Wir organisieren vielgestaltige Freizeitmaßnahmen, die wir niedrigschwellig, partizipativ, 
barrierefrei und divers ausrichten, damit alle daran teilhaben können.  
Wir schaffen Zugänge zu jungen Menschen und leisten Beziehungsarbeit, damit Integration 
gelingt und alle Teil unserer solidarischen Gesellschaft werden. 
  
Wir leisten Bildungsarbeit! Und dies in der Regel an außerschulischen Lernorten, sowohl in 
non-formalen als auch informellen Kontexten. 
 
Das eigenständige und offene Bildungsangebot der Jugendarbeit zielt auf die individuelle 
Entfaltung, ein eigenverantwortliches Handeln, die Entwicklung sozialer Kompetenzen 
sowie die Förderung gesellschaftlicher Mitverantwortung und des sozialen Engagements 
ab.  
 
Aktuell müssen wir ein noch nie dagewesenes Auseinanderdriften in unserer Gesellschaft 
erleben. Wir sind uns diesbezüglich unserer professionellen und moralischen 
Verantwortung in unserem Aufgabengebiet bewusst und leisten einen aktiven Beitrag, 
diesem alarmierenden Trend entschlossen entgegenzuwirken. 
  
Wir vermitteln Kindern und Jugendlichen mit und vor allem in unserer Arbeit die Vorzüge 
demokratischer Werte. Wir machen sie im Alltag erlern- und erlebbar. 
 
Denn eins steht fest: Demokratie ist nicht verhandelbar!  
 
Diese Wortmeldung wurde von Jugendpfleger*innen der Städte Aachen, Düren, 
Erkelenz, Eschweiler, Geilenkirchen, Heinsberg, Herzogenrath, Hückelhoven, 
Stolberg, Würselen, den Kreisen Heinsberg und Rhein-Kreis Neuss, der StädteRegion 
Aachen sowie der Fachberatung des LVR-Landesjugendamtes Rheinland erstellt.  
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